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I. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 1 Die Gemeindeversammlung der Politischen 
Gemeinde Winkel erlässt gestützt auf Art. 13 Ziff. 2 der 
Gemeindeordnung folgende Entschädigungsverord-
nung. 

2 Die Entschädigungsverordnung legt die Entschädi-
gungen sowie den Versicherungsschutz fest. Der Ge-
meinderat erlässt in separaten Ausführungsbestim-
mungen ergänzende Regelungen über die Anwen-
dung dieser Verordnung. 

II. Entschädigungen 

Art. 2 Für die Erfüllung ihrer amtlichen Aufgaben 
werden den Mitgliedern der nachstehenden Behörden 
die folgenden Jahresentschädigungen ausgerichtet: 

a. Gemeinderat 

Gemeindepräsidium Fr. 25'000.-- 
Mitglied Fr. 13'000.-- 

b. Primarschulpflege 

Primarschulpflegepräsidium 
inkl. Gemeinderat Fr. 23'000.-- 
Mitglied Fr. 13'000.-- 

c. Rechnungsprüfungskommission 

Das Präsidium und die Mitglieder der Rechnungs-
prüfungskommission beziehen jährlich eine Grund-
entschädigung von gesamthaft Fr. 11'000.--. 

Die Modalitäten werden durch den Gemeinderat in 
den Ausführungsbestimmungen zu dieser Entschä-
digungsverordnung festgelegt. 

Art. 3 Übernimmt ein Behörden- oder Kommissi-
onsmitglied zusätzliche, über die ordentliche Tätigkeit 
hinausgehende Aufgaben, die zu einem erheblichen 
zeitlichen Mehraufwand führen, können der Gemein-
derat oder die Primarschulpflege durch einen vorgän-
gigen Beschluss eine zusätzliche Entschädigung aus-
richten. Bei der Bemessung wird insbesondere die 
Inanspruchnahme während der ordentlichen Arbeits-
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zeit des entsprechenden Behördenmitglieds berück-
sichtigt. 

Art. 4 1 Den Behörden- und Kommissionsmitglie-
dern sowie Funktionärinnen und Funktionären stehen 
für die Teilnahme an Sitzungen und andere amtliche 
Verrichtungen Sitzungsgelder im folgenden Umfang 
zu: 

Die erste Stunde Fr.    50.-- 

Bei den angebrochenen Stunden wird auf eine Viertel-
stunde genau abgerechnet. 

Maximale Entschädigung pro Tag Fr.  400.-- 

2 Neben den offiziellen Behördensitzungen und formell 
einberufenen Besprechungen wird für Anlässe Tag- 
und Sitzungsgeld ausgerichtet, zu welchen die Perso-
nen als offizielle Vertretung der Gemeinde bezie-
hungsweise Schule abgeordnet werden, sofern sie 
nicht bereits von dieser Organisation ein Sitzungsgeld 
erhalten. 

Art. 5 Die Friedensrichterin beziehungsweise der 
Friedensrichter erhält eine Grundentschädigung und 
Fallpauschalen. 

Besoldung (Klasse 22, Lohnstufe 14), 
pro Fall Fr.    733.55 

Grundpauschale für Büro, Infrastruktur, 
Verbrauchsmaterial etc. Fr. 1'500.-- 

Aufwendungen für spezielle Sitzungen 
und Veranstaltungen gemäss Rapport 
pro Stunde Klasse 22, Lohnstufe 14 

Art. 6 Die Entschädigung für die Mitglieder des 
Wahlbüros beträgt Fr. 40.-- pro Stunde (inkl. Sonn-
tagszuschlag). 

Art. 7 Hierbei handelt es sich um Personen, die 
öffentliche Aufgaben ausüben. Der Gemeinderat regelt 
deren Entschädigungen in den Ausführungsbestim-
mungen zu dieser Entschädigungsverordnung. 
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Art. 8 1 Der Gemeinderat legt in Anlehnung an die 
Beschlüsse des Kantons- und Regierungsrates den 
Teuerungsausgleich für das Kantonspersonal fest. 
Dieser gilt auch für die durch diese Verordnung festge-
legten Entschädigungen. 

2 Die in dieser Verordnung geregelten Jahresentschä-
digungen werden bei generellen Reallohnerhöhungen 
beziehungsweise -senkungen des Gemeindepersonals 
entsprechend angepasst. 

Art. 9 Entschädigungen, die ein Mitglied des Ge-
meinderates oder der Primarschulpflege von Dritten 
für ein Amt oder eine Tätigkeit im Zusammenhang mit 
der Behördenfunktion erhält, müssen deklariert wer-
den und verbleiben bei der delegierten Person. Der 
Gemeinderat regelt die Einzelheiten. 

Art. 10 1 Im Grundsatz besteht ein Anspruch auf eine 
Entschädigung. 

2 Muss eine Stellvertretung eingesetzt werden, weil ein 
Mitglied des Gemeinderates oder der Primarschulpfle-
ge aus privaten, geschäftlichen oder gesundheitlichen 
Gründen mehr als ein Monat vollständig ausfällt, kön-
nen die Behörden im Einzelfall mittels Beschluss über 
eine Kürzung für die restliche Dauer der Abwesenheit 
entscheiden. 

3 Der gekürzte Betrag wird den Stellvertretungen gut-
geschrieben. 

4 Bei einem vorzeitigen Rücktritt eines Behördenmit-
glieds wird die Entschädigung letztmals und vollstän-
dig in dem Monat ausgerichtet, in dem der Bezirksrat 
dem Rücktritt zugestimmt hat. 

Art. 11 Den Mitgliedern der Behörden und Kommis-
sionen, der Friedensrichterin oder dem Friedensrichter 
sowie den Funktionärinnen und Funktionären im Ne-
benamt werden die Spesen, die ihnen durch ihre 
Amtstätigkeit entstehen, gemäss den Ausführungsbe-
stimmungen zur Entschädigungsverordnung vergütet. 
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Art. 12 Die für das Behördenamt notwendigen Kos-
ten für externe Weiterbildung werden gemäss den 
Ausführungsbestimmungen zur Entschädigungsver-
ordnung entschädigt. 

III. Versicherungen 

Art. 13 Die Behörden- und Kommissionsmitglieder 
sowie die Funktionärinnen und Funktionäre werden 
auf Kosten der Gemeinde für die Dauer ihrer amtlichen 
Verrichtungen durch die Gemeinde gegen Unfall und 
Haftpflicht versichert. 

Art. 14 1 Die Versicherung der Behördenentschädi-
gung bei der Pensionskasse der Gemeinde erfolgt im 
Rahmen der gesetzlichen Vorgaben und Aufnahme-
bestimmungen. 

2 Sofern die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind, 
können die Behördenmitglieder auf deren Wunsch hin 
in die Pensionskasse aufgenommen werden. 

IV. Schlussbestimmungen 

Art. 15 Der Gemeinderat kann in einem Behördener-
lass Ausführungsbestimmungen zu dieser Verordnung 
beschliessen, insbesondere für: 

a. Präzisierung der Anwendungen dieser Verordnung 

b. Tag- und Sitzungsgelder 

c. Entschädigung für Mitglieder von Kommissionen 
und Funktionärinnen beziehungsweise Funktionäre 

d. Spesen und Weiterbildung 

e. Detailregelungen Pensionskasse 

f. Abrechnungsmodalitäten 

Art. 16 Diese Verordnung tritt nach der Genehmi-
gung durch die Gemeindeversammlung1 auf den 1. Ja-
nuar 2022 in Kraft. 
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Art. 17 Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Verordnung wird die Verordnung über die Entschädi-
gung der Behörden, der Kommissionen und der Ein-
zelfunktionäre sowie über die Anstellung und Besol-
dung der Mitarbeiter der Politischen Gemeinde Winkel 
vom 9. Dezember 1991 und die Behördenentschädi-
gungsverordnung der Primarschulgemeinde vom 
11. Juni 2018 mit allen bisherigen Änderungen aufge-
hoben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                      

1 Diese Entschädigungsverordnung wurde durch die Gemeindeversammlung 

am 29. November 2021 genehmigt. Die amtliche Publikation erfolgte am 

3. Dezember 2021. 

Aufhebung früherer 
Erlasse 


